berührt. 
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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 60 Ausgegeben Danzig, den 26. Juli 1939 

Tag Inhalt Seite 
17. 7. 1939 Verordnung über die Entlaftung von Jahres rechnungen c 377 
22. 7. 1939 Verordnung zur Abänderung des Ausführungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſung denn % se 377 
24. 7. 1939 Verordnung über die Krankenverſicherung für e e 9. es na eleann 378 


24. 7. 1939 Verordnung zur Ergänzung der Bau- und Siedlungs⸗Verordnung vom 11. Januar 1937 (G. Bl. 


G S. 110) 
in der Faſſung der Verordnung vom 23. Januar 1939 (G. Bl. S. 27) und 25. Mai 1939 (G. Bl. S. 277) 380 


156 Verordnung 
über die Entlaſtung von Jahresrechnungen. 
Vom 17. Juli 1939. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 7 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des Geſetzes zur Verlängerung dieſes Geſetzes vom 
5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
(1) Der Senat wird ermächtigt, anſtelle des Volkstages die allgemeine Rechnung über den Haus— 
halt der Freien Stadt Danzig zu entlaſten und die nachträgliche Genehmigung zur Leiſtung über- 
planmäßiger und außerplanmäßiger Ausgaben zu erteilen. 


(2) Die gleiche Befugnis ſteht dem Senat als Gemeindeverwaltungsbehörde der Stadtgemeinde 
Danzig zu. 


82 
Die Befugniſſe der unabhängigen Rechnungsſtelle (Staatl. Rechnungsprüfungsamt) bleiben un⸗ 


3 
Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. Die Beſtimmung des $ 1 findet auch auf 
die bei Inkrafttreten der Verordnung noch nicht entlaſteten Haushalte Anwendung. 


Danzig, den 17. Juli 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
F. Fa. Greiſer Huth 


157 Verordnung 
zur Abänderung des Ausführungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 
Vom 22. Juli 1939. 
Auf Grund des $ 1 Ziffer 21, 22 und des 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 


und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes verlän⸗ 
gernden Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel ! 


In das Ausführungsgeſetz zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz in der Faſſung der Bekanntmachung 
vom 6. Mai 1935 (G. Bl. S. 633) und der Verordnung vom 25. Februar 1936 (G. Bl. S. 107) wird 
folgende Beſtimmung als $ 48a eingeſtellt: 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 3. 8. 1939.) 
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$ 48a 
Die Mitglieder des Obergerichts find verpflichtet, auf Anordnung des Gerichtspräſidenten 
im Falle eines vorübergehenden Bedürfniſſes die Verwaltung einer Richterſtelle bei dem Land⸗ 
gericht oder einem Amtsgericht zeitweilig zu übernehmen. 


Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt am 24. Juli 1939 in Kraft. 


Danzig, den 22. Juli 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
J 14% Greiſer Dr. Wiers⸗Keiſer 


158 Verordnung 
über die Krankenverſicherung für Kriegshinterbliebene. 
Vom 24. Juli 1939. 


Auf Grund des $ 23 des Verſorgungsgeſetzes in der Faſſung der Verordnung vom 17. Juni 1939 
(G. Bl. S. 315) wird verordnet: 

8 1 

Hinterbliebene, die eine Rente oder Beihilfe auf Grund des Verſorgungsgeſetzes oder der Anord⸗ 
nung betr. die Verſorgung der Kämpfer für die nationale Erhebung beziehen, ſind nach Maßgabe dieſer 
Verordnung bei der Allgemeinen Ortskrankenkaſſe oder, wo eine ſolche nicht beſteht, bei der Landkranken⸗ 
kaſſe ihres Wohnortes für den Fall der Krankheit verſichert (Krankenverſicherung für Kriegshinter⸗ 
bliebene). 

8 2 

Verſicherungspflichtig ſind Hinterbliebene, die Witwenrente mit Zuſatzrente, Witwenbeihilfe, 
Waiſenrente mit Zuſatzrente, Waiſenbeihilfe, Elternrente oder nach 8 45 Abſ. 3 des Verſorgungsgeſetzes 
Elternbeihilfe beziehen. 

§ 3 

(1) Bedürftige Hinterbliebene, die nicht nach $ 2 verſicherungspflichtig ſind, können der Kranken⸗ 
verſicherung für Kriegshinterbliebene durch Erklärung gegenüber der Fürſorgebehörde freiwillig bei⸗ 
treten. 

(2) Zum freiwilligen Beitritt find auch Witwen berechtigt, die nach $ 7, Abſ. 2, Satz 3 des Kapi⸗ 
tulantenverſorgungsgeſetzes einen erhöhten Zuſchlag erhalten, ferner Ehefrauen und andere Perſonen, die 
die unentgeltliche Wartung und Pflege von Pflegezulageempfängern nicht nur vorübergehend über⸗ 
nommen haben. 

8 4 

Wer auf Grund der Reichsverſicherung gegen Krankheit verſichert iſt, iſt zur Mitgliedſchaft bei der 

Krankenverſicherung für Kriegshinterbliebene weder verpflichtet noch berechtigt. 


8 5 
(1) Die Fürſorgebehörde meldet jeden Verſicherten bei der Krankenkaſſe an. 
(2) Zuſtändig iſt die Allgemeine Ortskrankenkaſſe (Landkrankenkaſſe), in deren Bezirk der Ver⸗ 
ſicherte ſeinen Wohnort hat. 
§ 6 
(J) Die Verſicherung der verſicherungspflichtigen Hinterbliebenen beginnt mit dem Inkrafttreten 
dieſer Verordnung; werden Bezüge, die die Verſicherungspflicht begründen, nach dieſem Zeitpunkt be⸗ 
willigt, ſo beginnt die Verſicherung mit dem erſten Tage des Monats, der auf die Zuſtellung des Be⸗ 
ſcheids folgt. 
(2) Die freiwillige Verſicherung ($ 3) beginnt mit dem erſten Tage des Monats, der auf die An⸗ 
meldung bei der Krankenkaſſe ($ 5, Ab. 1) folgt. 


8 7 
Für verſicherungspflichtige Hinterbliebene wird der Verſicherungsbeitrag gemeinſam von den Ver⸗ 
ſicherten ſelbſt und von den Fürſorgebehörden aufgebracht. 
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N 8 8 N oz 2 
(1) Wer freiwillig der Verſicherung beitritt, trägt den Verſicherungsbeitrag in voller Höhe ſelbſt. 


(2) Die Fürſorgebehörden ſollen den Hinterbliebenen den freiwilligen Beitritt durch die Übernahme 
des Verſicherungsbeitrages oder eines Beitragsanteils ermöglichen. 


8 9 
(1) Der Beitragsanteil oder der Verſicherungsbeitrag der Verſicherten wird vom Verſorgungsamt 
bei Zahlung der Verſorgungsgebührniſſe einbehalten. 861 | 
(2) Das Verſorgungsamt hat den einbehaltenen Beitragsanteil oder Verſicherungsbeitrag für die 
Verſicherten an die für dieſe zuſtändigen Fürſorgebehörden abzuführen. 
(3) Die Fürſorgebehörde führt die Verſicherungsbeiträge an die für die Verſicherten zuſtändigen 
Krankenkaſſen ab. N 
8 10 
Den Beitragsanteil aus Fürſorgemitteln trägt die Fürſorgebehörde, in deren Bezirk der Verſicherte 
bei Fälligkeit des Verſicherungsbeitrages ſeinen Wohnort oder in Ermangelung eines ſolchen ſeinen Auf⸗ 
enthalt hat. 
8 11 
Der Umfang der Leiſtungen der Krankenkaſſe ſowie die Höhe des Verſicherungsbeitrages, der 
Krankenſcheingebühr und des Arzeneikoſtenanteils, ferner die Beendigung der Verfiherung werden durch 
eine Vereinbarung mit der Vereinigung der Krankenkaſſen in dem Gebiet der Freien Stadt Danzig ge⸗ 
regelt. Die Vereinbarung hat bindende Wirkung für die Fürſorgebehörden, das Verſorgungsamt, 
die Krankenkaſſen und die Verſicherten. 


8 12 

(1) Bei Streit über das Verſicherungsverhältnis oder über die Leiſtungen der Krankenkaſſe hat 
auf Antrag der Leiter der Krankenkaſſe einen förmlichen Beſcheid zu erteilen. 

(2) Gegen den Beſcheid des Leiters der Krankenkaſſe iſt das Rechtsmittel der Berufung an das 
Oberverſicherungsamt zuläſſig. 

(3) Antrags- und berufungsberechtigt find der Verſicherte und die Fürſorgebehörde. 

(4) Für das Verfahren vor dem Oberverſicherungsamt gelten die Vorſchriften der Reichsverſiche⸗ 
rungsordnung entſprechend. 


8 13 


Bei Streit zwiſchen Fürſorgebehörden und Verſorgungsamt oder Krankenkaſſe entſcheidet ausſchließ⸗ 
lich der Senat. 
8 14 
Verträge über Krankenhilfe, an denen eine Fürſorgebehörde, eine Krankenkaſſe, die Vereinigung der 
Krankenkaſſen oder eine ſonſtige Stelle beteiligt iſt, treten hinſichtlich der nach dieſer Verordnung ver⸗ 
ſicherten Hinterbliebenen mit dem Beginn der Verſicherung außer Kraft. 


8 15 
Wer bei einem privaten Verſicherungsunternehmen gegen Krankheit verſichert iſt, kann den Ver⸗ 
ſicherungsvertrag zum Ende des Monats kündigen, in dem er den Beginn der Verſicherung nach $ 2 
oder 3 durch eine Beſcheinigung der Fürſorgebehörde nachweiſt. 


8 16 
Fürſorgebehörden im Sinne dieſer Verordnung ſind die Fürſorgeſtellen für Kriegshinterbliebene. 


8 17 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Auguſt 1939 in Kraft. 


Danzig, den 24. Juli 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
G. S. 1500 Greiſer Dr Großmann 
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159 Verordnung 


zur Ergänzung der Bau⸗ und Siedlungs⸗Verordnung vom 11. Januar 1937 (G. Bl. S. 110) 
in der Faſſung der Verordnung vom 23. Januar 1939 (G. Bl. S. 27) 
und 25. Mai 1939 (G. Bl. S. 277). 


Vom 24. Juli 1939. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 10, 11, 81, 82, 84, 89 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der 
Not von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des Geſetzes zur Verlängerung 
dieſes Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel ! 


Bei Enteignungen, die auf Grund der Bau- und Siedlungs⸗Verordnung vom 11. Januar 1937 
(G. Bl. S. 110) in der Faſſung der Verordnungen vom 23. Januar 1939 (G. Bl. S. 27) und vom 
25. Mai 1939 (G. Bl. S. 277) und der zu dieſer Verordnung erlaſſenen Durchführungsverordnungen 
erfolgen, kann, wenn die Durchführung der Enteignung einer beſonderen Beſchleunigung bedarf, der 
Senat anordnen, daß der Unternehmer zugleich mit der Offenlegung des Planes in den Beſitz der zu 
enteignenden Sache einzuweiſen iſt. 


Artikel II 
Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 24. Juli 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
J 17:5 Greifer Dr. Wiers⸗Keiſer 
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